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Mannheim. Die Zahl der Asyl-
verfahren im Südwesten wird 
laut dem Verwaltungsgerichts-
hof Baden-Württemberg 2025 
erneut ansteigen. „Wir erwar-
ten eine ganz erhebliche Welle 
von Asylverfahren“, sagte Prä-
sident Malte Graßhof. Die Dau-
er dieser Verfahren werde sich  
auch wieder verlängern. Hin-
tergrund ist laut Graßhof die 
hohe Zahl an Asylanträgen, die 
derzeit noch beim Bundesamt 
für Migration liegen. So habe es 
vor rund zwei Jahren eine deut-
liche Zunahme an Asylanträ-
gen gegeben. Aktuell liegen  
noch mehr als 195 000 offene 
Anträge beim Bundesamt für 
Migration. Bereits im vergan-
genen Jahr stiegen die Asylver-
fahren demnach um 40,4 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr 
an. Dabei kam rund die Hälfte 
der Anträge von Menschen aus 
der Türkei, Syrien und Afgha-
nistan. dpa 

Asylanträge 
nehmen zu

Stuttgart. Kommunen profi-
tieren davon, wenn Fahrer zu 
schnell unterwegs sind und in-
folgedessen geblitzt werden. 
Aus einer Umfrage der Deut-
schen Presse-Agentur in Ba-

den-Württemberg ergibt sich, 
dass selbst in kleineren Städten 
Millionenbeträge zusammen-
kommen. dpa 

Kommunen 
profitieren

Ein Blitzer an einer Bundesstra-
ße Foto: dpa/Patrick Seeger

München/Berlin. Die Gene-
ralstaatsanwaltschaft Mün-
chen hat fünf Klimaaktivisten 
der früheren Gruppe Letzte Ge-
neration wegen Bildung einer 
kriminellen Vereinigung ange-
klagt.  Der Vorwurf laute, eine 
Gruppe gebildet zu haben, die 
auf das Begehen von Straftaten 
gerichtet gewesen sei. Die Or-
ganisation bewertete die Erhe-
bung der Anklage als „Angriff 

auf zivilgesellschaftliches En-
gagement als einen Eckpfeiler 
der Demokratie“.

Die Aktivisten der Letzten 
Generation hatten immer wie-
der mit umstrittenen Blocka-
deaktionen auf ihre Anliegen 
aufmerksam gemacht. So kleb-
ten sich Klimaaktivisten auf 
Straßen fest und sorgten so für 
Staus. AFP
→ Meinung des Tages

Eine kriminelle Vereinigung?
Fünf Klimaaktivisten werden in München angeklagt.

Istanbul. Die Absetzung des 
Istanbuler Bürgermeisters und 
wichtigsten Kontrahenten des 
türkischen Präsidenten Recep 
Tayyip Erdogan hat die Türkei 
in eine Krise gestürzt. Tausen-
de gehen seit der Festnahme 
Ekrem Imamoglus auf die Stra-
ße für Demokratie –  aber zu-
nehmend auch immer mehr 
gegen die Regierung. Täglich 
werden die Demonstrationen 

größer. 1133 Verdächtige wur-
den bei „illegalen Demonstra-
tionen“ zwischen dem 19. März 
und dem 23. März 2025 festge-
nommen, wie Innenminister 
Ali Yerlikaya auf der Plattform 
X mitteilte.

Die Regierung verurteilt die 
Proteste mit scharfer Rhetorik 
und spricht von „Straßenter-
ror“.  Erdogan aber besorgt die 
Reaktion der Wirtschaft. dpa

Mehr als 1100 Festnahmen 
Die Proteste in der Türkei dauern weiter an.

Namibia-Urlauber sollten angesichts eines Malaria-
Ausbruchs im Land aktuell besonderen Wert auf Mü-
ckenschutz legen – und gegebenenfalls auch eine Ma-
laria-Prophylaxe in Erwägung ziehen. Das Zentrum für 
Reisemedizin warnt vor einem „signifikanten Anstieg“ 
von Malaria-Fallzahlen in Gebieten im Norden des af-
rikanischen Landes seit Anfang November vergange-
nen Jahres. Es seien bereits etwa 14 370 Erkrankungen 
und 39 Todesfälle gemeldet worden. dpa

Reisemediziner warnen 
vor Malaria in Namibia

i Aus aller Welt

Nach einer Gewalttat an seiner Ex-Freundin in Ostfil-
dern hat sich der mutmaßliche Täter nach Angaben der 
Ermittler mit einem Messer so schwer verwundet, dass 
er auf seiner Flucht an den Folgen der Verletzungen 
starb. Zuvor war der Wagen des 36-Jährigen von der 
Polizei gestoppt und der Mann durch einen Schuss ins 
Bein verletzt worden.  Der Mann wird demnach ver-
dächtigt, am Sonntagabend seine drei Jahre ältere frü-
here Partnerin getötet zu haben. dpa

Mann soll Ex-Freundin  
ermordet haben

i Baden-Württemberg

Die Wettbewerbshüter der EU haben fünf Milliarden 
Euro an Staatshilfen für von Klimaschutzzielen betrof-
fene deutsche Unternehmen gebilligt. „Mit der heute 
genehmigten Regelung werden ehrgeizige Vorhaben 
gefördert, die zu einer deutlichen Verringerung der 
Treibhausgasemissionen industrieller Produktions-
verfahren in Deutschland führen“, teilte die zuständi-
ge EU-Kommissarin Teresa Ribera mit. Sie trage zum 
Ziel der EU bei, bis 2050 klimaneutral zu werden. dpa

Klimaschutz: Deutsche 
Staatshilfen genehmigt

i Wirtschaft

Verglichen mit dem Vorgehen 
gegen protestierende Bauern 
ist die Strafverfolgung gegen 
Mitglieder der Letzten Genera-
tion ziemlich intensiv. Zwar hat 
auch der ein oder andere Tre-
cker-Fahrer inzwischen eine 
staatliche Zahlungsaufforde-
rung erhalten, weil er beim Pro-
testieren über die Stränge ge-
schlagen hat. Die Klimakleber 
standen aber ungleich häufiger 
vor Gericht. Das mag für manch 
einen ungerecht klingen, ist 
aber nachvollziehbar. Die 
Landwirte haben den Verkehr 
im vorletzten Winter praktisch 
nebenher lahmgelegt, die Akti-
visten hatten dieses Vorgehen 
dauerhaft zu einem Hauptziel 
erhoben.  Doch  der Vorwurf, es 
handele sich  bei den Aktivisten 
um eine kriminelle Vereini-
gung, ist überzogen. Ja, es ge-
hört zum Wesen der Justiz, das 
Recht weiterzuentwickeln. Al-
lerdings spricht  nichts da-
gegen, die Klimakleber für jede 
einzelne Tat zu beurteilen und 
gegebenenfalls zu sanktionie-
ren. Eine strukturelle Gleich-
setzung mit Berufsverbrechern 
ist jedoch übertrieben.

Übertrieben
Klimakleber sollten nicht 
anders behandelt werden.
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n Von Ulrich Steinkohl 

Berlin. Die Union sieht nach 
dem Ende der Arbeitsgruppen-
phase in den Koalitionsver-
handlungen mit der SPD noch 
tiefgreifende Differenzen und 
warnt vor unnötigem Zeit-
druck. 

Es gebe „sowohl beim Mig-
rationsthema als auch bei der 
Innenpolitik insgesamt unter-
schiedliche Sichtweisen“, sagte 
der Parlamentarische Ge-

schäftsführer der Unionsfrak-
tion im Bundestag, Thorsten 
Frei (Bild, CDU, Donaueschin-
gen). Man könne aber durchaus 
zu Kompromissen kommen, er-
gänzte er. „Es wäre also völlig 
verfrüht, jetzt da etwas Konkre-
tes zu sagen. Wir sind mit-
ten in den Verhandlun-
gen, und die werden uns 
vermutlich auch noch 
einiges abverlangen.“ 

Für die Beratun-
gen gebe es keinen 

festen Zeitplan. „Gründlichkeit 
ist eindeutig wichtiger als 
Schnelligkeit“, sagte Frei. Man 
werde „jetzt die offenen Punkte 
Stück für Stück abarbeiten“. 
Nach dem Ende der Arbeits-
gruppenphase gehe es nun in 
die nächste Stufe der Koali-

tionsverhandlungen. 
Alles, wozu noch keine Ei-

nigkeit erzielt ist, soll in der 
neuen Woche im kleine-

ren Kreis besprochen 
werden. Größere Dif-

ferenzen gab es in den Arbeits-
gruppen dem Vernehmen nach 
zu den Themen Steuern, So-
zialpolitik und Eindämmung 
der irregulären Migration. Zu-
mindest in der Zielbeschrei-
bung war man sich in der Grup-
pe einig, die sich mit Staatsmo-
dernisierung und Bürokratie-
abbau beschäftigt hat. 

Unterdessen muss sich die 
SPD mit der Frage beschäfti-
gen, welche Politiker künftig 
ins Kabinett gehen könnten.

Zähes Ringen um Einigkeit
In den Koalitionsverhandlungen von Union und SPD hakt es bei Kernanliegen von CDU und CSU –  etwa 
beim Thema Migration oder dem Bürgergeld. Ob eine neue Regierung bis Ostern steht, gilt als offen.

i Wetter im Kreis
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Lohnersatzleistung

Elterngeld steuert 
auf Änderung zu

Die Zahl der 
Elterngeldempfänger ist im 
vergangenen Jahr gesunken. 
In unserer Dienstagsausgabe 
beleuchten wir, welche 
Gründe dahinter stecken – 
und was sich ab April 2025 
ändern wird.

Von Christian
 Gottschalk

Meinung des
Tages

Powerfrauen in Tonhalle
Die AcaBellas besingen
 das  aufregende Alltagsleben. 
→ Villingen

 Büro ermittelt Potenziale
 Viel Fingerspitzengefühl 
erfordert die Wärmeplanung.
→ St. Georgen

Neuer Kommandant
Florian Schneider hat seine 
Feuertaufe bestanden.
→ Donaueschingen
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